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Hans Dieter Boris 

Zur politischen Ökonomie der Beziehungen 
zwischen Entwicklungsländern 
und westlichen Industriegesellschaften 

„Denn wer hat, dem wird gegeben werden, 
und er wird im Überfluß haben; 
wer aber nicht hat, dem wird auch das 
genommen werden, was er hat." 

Matthäus 13, 12 

I. 

Wenn von den ökonomischen Beziehungen der westlichen Indu-
striegesellschaften zu den ehemals kolonialen oder halbkolonialen 
Gebieten in Asien, Afrika und Lateinamerika die Rede ist, muß, so 
scheint es, der freundlich-versöhnlerische Begriff der .Entwicklungs-
hilfe' in die Debatte gebracht werden. Die Meinungen, die zu diesem 
Problemkreis geäußert werden, sind allerdings recht heterogener 
Art; klerikaler Missionseifer bejaht solche Hilfsmaßnahmen; rassi-
stische Ressentiments führen zu ihrer völligen Ablehnung; eine Po-
litik der Erschließung neuer Märkte verknüpft sich mit dem Gedan-
ken, Entwicklungshilfe als Instrument der ,weltweiten Abwehr des 
Kommunismus' einzusetzen; marxistische Theoreme versuchen, die 
gegenwärtigen ökonomischen Beziehungen zwischen westlichen In-
dustriegesellschaften und Entwicklungsländern als ,neokolonialisti-
sche Ausbeutung' zu charakterisieren. 

Einem Anton Antweiler zufolge, dem sich das Problem der Ent-
wicklungshilfe als primär religiöses stellt, kann Entwicklung und der 
daraus sich legitimierende Begriff von Entwicklungshilfe „nur dem 
Ziel zustreben, ihn [den Menschen] mehr oder besser der Natur ein-
zuordnen; diese Natur wird dem religiösen Menschen nur verstehbar 
und tragbar, und die Einordnung in sie nur dadurch möglich, daß 
er sich in das Leben oder Geheimnis Gottes einzuordnen bemüht, auf 
den er Dasein, Leben und Entwicklung bezieht und gründet"1. W. 
Röpke hingegen will die ökonomischen Beziehungen der westlichen 
Industriestaaten — abgesehen davon, daß diese die Entwicklungslän-
der militärisch und ideologisch vor dem Kommunismus ,schützen' 
sollen — auf ein Minimum beschränkt wissen, weil dadurch „neuen 
Dämonen kollektivistisch-inflationärer und wohlfahrtsstaatlicher 

1 Antweiler, A., Entwicklungshilfe. Versuch einer Theorie, Trier 1962, 
S. 28, 29. 
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Art" Tür und Tor geöffnet würde. Abgesehen davon, daß nach Röpke 
„moderne Industrialisierung höherer Art" ohnehin nur auf jene Teile 
Europas und Nordamerikas beschränkt bleiben wird, „wo einzig 
Präzision, Verläßlichkeit, Zeitsinn, schwerer Ernst und Liebe zur 
Sache" zu gedeihen vermag, findet die, rein marktwirtschaftlich be-
trachtet, fragwürdige technisch-organisatorische Beratung sowie die 
Kapitalhilfe in ihrer Wirksamkeit Grenzen, „die sich aus der bloßen 
Oberflächennatur mittelbarer Rezepte und aus der geistig-soziolo-
gischen Tiefendimension der Dinge ergeben, auf welche es an-
kommt" 2. Eine andere, vielleicht noch verbreitetere und den fortge-
schrittenen kapitalistischen Kräften der westlichen Industriestaaten 
besser entsprechende Version macht den Harmonie vortäuschenden 
und in spätkapitalistischen Ländern allzusehr strapazierten Begriff 
der Partnerschaft' zum Angelpunkt der Diskussion3. 

Wie die Besitzlosen im eigenen Bereich durch scheinbar humane 
Konzessionen integriert wurden, sollen die armen Völker durch Ka-
pitalexport, Investitionen, personelle und technische Hilfeleistungen 
in das System der westlichen Industriestaaten eingegliedert werden. 
Mannigfache Gründe für ein ,positives Verhältnis' zu den Entwick-
lungsländern werden vorgebracht. Von der moralischen Verpflich-
tung eilt die Argumentation zu einer partiell schon ehrlicheren, vor-
nehmlich aufs Eigeninteresse abstellenden ökonomischen Begrün-
dung: die Entwicklung und Industrialisierung jener Gebiete schaffe 
Kaufkraft, bringe damit neue Absatzmärkte hervor und forciere 
mithin den für beide Teile sich günstig auswirkenden Handel. Recht 
offen spricht man dabei vom „Entwicklungsgeschäft"4, bei welchem 
über die Entwicklung der heimischen Wirtschaft auch die zurückge-
bliebenen Länder .befruchtet' würden. 

2 Röpke, W., Unterentwickelte Länder, in: Ordo V/1953, S. 78; vgl. in 
diesem Sinne etwa auch K. V. Müller, der sich skeptisch zu den Entwick-
lungshilfeabsichten äußert, einmal weil es in den Entwicklungsländern 
„an Pioniernaturen gleichsam unseren Gepräges, unserer Intelligenz..." 
fehle und zum zweiten, weil nur „ein Entwicklungsmodell, das unter 
abendländischen gesellschaftlichen Wertetafeln steht", erfolgreich sein und 
in unserer Absicht liegen könne. Das Fehlen einer breiten bürgerlichen 
Mittelschicht empfindet er — ähnlich wie die Soziologen R. König, R. F. 
Behrendt — als schmerzlich und als schlechthin entwicklungsverhindernd : 
„Der Wert des Privateigentums, des Wettbewerbs,... muß glaubhaft vor-
gelebt und selbst erlebt werden: das geschieht nicht im sozial-luftleeren 
Raum, dazu ist unerläßlich... eine maßgebende soziale Schicht, die diese 
Werte realisiert und an sich beglückend erlebt und daher ihr überzeugter 
und getreuer Ekkehard werden kann." Vgl. seinen Aufsatz „Zur Soziolo-
gie der Entwicklungsländer", in: Entwicklungsländer und Entwicklungs-
politik, hrsg. von E. H. Sieber, Berlin (1963), S. 244. 

3 Vgl. etwa Hesse, K., Entwicklungsländer und Entwicklungshilfen an 
der Wende des Kolonialzeitalters, Berlin 1962; Schmidt, M., Die befreite 
Welt. Vom Kolonialsystem zur Partnerschaft, Baden-Baden 1962; ders., 
Partnerschaft mit Entwicklungsländern, Stuttgart 1960. 

4 Vgl. Gross, H., Lieferung und Beratung vielseitig verbunden — Prak-
tische Beispiele und Typen des Entwicklungsgeschäfts in Übersee, in: 
Handelsblatt, Jg. 11/1956 Nr. 5. 
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Im Gegensatz zu diesen Verlautbarungen hat die an die Tradition 
kritischer politischer Ökonomie anknüpfende Imperialismustheorie5 

behauptet, daß das Ausgreifen kapitalistischer Länder auf nicht ka-
pitalisierte Räume im Zusammenhang mit Krisenerscheinungen des 
in einem späten Stadium befindlichen Kapitalismus gesehen werden 
müsse; daß auf Grund der Tendenz zum Fall der Profitrate oder den 
Realisationsschwierigkeiten auf dem monopolistischen Warenmarkt 
neue Anlagegebiete für das Kapital sowie neue Absatzräume für die 
überschüssigen Waren' gefunden werden müßten. Kann auch die 
,ökonomische Imperialismustheorie' — bei allen noch zu diskutieren-
den Einzelfragen — insoweit von der neueren Forschung6 als bestä-
tigt angesehen werden, als sie den damaligen Kapitalexport als ent-
scheidenden und unerläßlichen ,Konjunkturausgleichs-Katalysator' 
interpretiert, so scheint doch die unmodifizierte Übertragung dieser 
Theorie auf die heutigen Beziehungen von Entwicklungsländern und 
kapitalistischen Industriestaaten in mehrerer Hinsicht problematisch 
zu sein. Einmal ist durch die siegreiche Oktoberrevolution und das 
Entstehen sozialistischer Staaten sowie durch die Emanzipation der 
meisten ehemaligen Kolonialländer zu formaler, politischer Unab-
hängigkeit eine völlig veränderte politische Weltkonstellation ent-
standen, die in Rechnung zu stellen ist. Zum zweiten wird in der 
Kritik an der in unveränderter Form vorgetragenen Imperialismus-
theorie auf die Umwandlungen im Spätkapitalismus selbst verwie-
sen: auf die Steigerung der inneren Investitionsanreize, die Hebung 
effektiver Nachfrage, fiskal- und kreditpolitische Instrumente des 
die Wirtschaft durch ,marktkonforme' Interventionen regulieren-
den Staates. Ferner habe sich die Bedeutung privater internationaler 
Transaktionen erheblich verringert. Schließlich sei die Bedeutung der 
Entwicklungsländer als Rohstoffquellen für die Reproduktion des 
kapitalistischen Systems durch die Substitution dieser Urprodukte 
durch synthetisch hergestellte, durch die geringe Kaufkraft der Ent-
wicklungsländer etc., stark gesunken. 

Abstrakte Behauptungen von der Art etwa, daß nur durch neo-
kolonialistische Ausbeutung' die Stabilität des Kapitalismus erhal-
ten werden könne oder daß die Zukunft des gegenwärtigen Kapita-
lismus aus ökonomischen Gründen von den Entwicklungsländern 
abhänge, Entwicklungshilfe lediglich ein anderes Wort für den ehe-
maligen Kapitalexport sei etc., verlieren — obwohl sie partiell einige 
Richtigkeit haben mögen und durch Einbeziehung allgemein politi-
scher Faktoren wie etwa die Ost-West-Auseinandersetzung in einer 

5 Vgl. die zusammenfassende Darstellung bei: Hofmann, W., Ideenge-
schichte der sozialen Bewegung des 19. und 20. Jahrhunderts, Berlin 1962, 
S. 209 ff. und Sweezy, P. M., Theorie der kapitalistischen Entwicklung, 
Köln 1959, S. 226 ff. 

6 Vgl. Zimmerman, L. J., and F. Grumbach, Saving, investment and 
imperialism. A reconsideration of the theory of imperialism, in: Weltwirt-
schaftliches Archiv, Bd. 71, 1953, S. 1—21. 



176 Hans Dieter Boris 

differenzierteren, neuen Imperialismustheorie73 ihren Stellenwert 
erhalten könnten — in der aktuellen Diskussion insofern an Glaub-
würdigkeit, als deren Verfechter die seit Ende des 1. Weltkriegs ent-
scheidend veränderte Situation des Weltkapitalismus nicht berück-
sichtigen und dazu neigen, — ohne Prüfung der Realität — stereotyp 
die Wendungen der ,Klassiker' stets aufs neue zu wiederholen. 

Der gegenwärtige Imperialismus ist zweifelsohne nicht mehr ohne 
weiteres — auf Grund der wachsenden Selbstvermittlung des organi-
sierten Kapitalismus — als geschlossenes System aus einem ökono-
mischen Krisen- und Zwangszusammenhang zu konstruieren7; in 
Vernachlässigung mancher aktuellen — in gewisser Hinsicht .politi-
scheren' — Erscheinungsformen, der militärischen und rüstungswirt-
schaftlichen Implikationen in den Beziehungen von Entwicklungslän-
dern und kapitalistischen Staaten sowie in Umgehung der alten 
Fragestellung, ob die Entwicklungsländer für die ökonomische Re-
produktion der spätkapitalistischen Länder notwendig seien, soll hier 
lediglich die Frage näher untersucht werden, inwiefern die heute 
gern mit der ,Entwicklungshilfe' in Zusammenhang gebrachten Be-
ziehungen dieser Ländergruppen tatsächlich einer Fortentwicklung 
der Entwicklungsländer dienen oder ob sie in mehr oder minder 
modifizierter und verschleierter Form doch neue Abhängigkeits- und 
Übervorteilungsverhältnisse für die Entwicklungsländer mit sich 
gebracht haben, deren Analyse entscheidend mit dazu beitragen 
kann, die Stagnation oder den nur geringen Prokopfeinkommenszu-
wachs in den Entwicklungsländern — und damit die Vertiefung der 
ökonomischen und sozialen Unterschiede zu den Industrieländern — 
aus exogenen Faktoren zu erklären. Dabei sollen zunächst die Kapi-
talbewegungen, öffentlicher und privater Art, sodann die Handels-
beziehungen zwischen Entwicklungsländern und den kapitalistischen 
Industriestaaten untersucht werden. 

H. 

Der nach dem 2. Weltkrieg voll eintretende, sich in der Zwischen-
kriegsperiode schon andeutende Strukturwandel der internationalen 
Kapitalbewegungen ist vor allem durch den starken — auch absolu-
ten — Rückgang der privaten Transaktionen zugunsten der des 
öffentlichen Sektors gekennzeichnet. Mit der .Politisierung' des in-
ternationalen Kapitalverkehrs, der zu einem überwiegenden Teil 
von den Regierungen der kapitalexportierenden Länder — also vor 
allem und zunächst ausschließlich von der der USA — übernommen 
worden ist und dessen kleiner privatwirtschaftlicher Sektor in vielen 
Beziehungen von staatlichen Instanzen kontrolliert, beeinflußt und 
gefördert wird, geht einher, daß nunmehr in den internationalen 

7a Vgl. inzwischen bes. die Arbeit von Steinhaus, K., Vietnam — Zum 
Problem der kolonialen Revolution und Konterrevolution, Frankfurt 
(1966), S. 49 ff. 

7 Vgl. hierzu: Habermas, J., Theorie und Praxis, Neuwied 1963, S. 200. 
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Kapitalbewegungen neben den auf dem Prinzip individueller Profit-
maximierung beruhenden ,rein' ökonomischen Momenten neue poli-
tische und strategische Aspekte in der Motivationsstruktur der kapi-
talistischen Staaten zunehmend an Bedeutung gewinnen. Neuartige 
Phänomene wie Entwicklungshilfe'8, ,Militärhilfe' großen Stils, die 
Etablierung internationaler Finanz- und Kreditinstitutionen sind 
dabei Merkmale dieser Entwicklung. Auch die Transaktionen haben 
ihre Form geändert; gegenüber den bis 1914 vorherrschenden Trans-
ferpraktiken der Anleihefinanzierung, der Kreditgewährung, dem 
Erwerb ausländischer Aktienanteile und Obligationen (portfolio 
investment) tritt heute mehr und mehr die durch unmittelbare Kon-
trolle und höhere Effektivität sich auszeichnende Direktinvestition 
großer Wirtschaftsunternehmen in den Vordergrund. Dabei ist der 
Anteil der privaten Auslandsinvestitionen an den gesamten Netto-
investitionen zurückgegangen, der Anteil der Nettokapitalausfuhr 
am Bruttosozialprodukt ist erheblich gesunken: der Anteil der briti-
schen — zu rund 3A in die abhängigen Gebiete fließenden9 — Aus-
landsinvestitionen betrug in der Zeit von 1890—1910 3,1 °/o des So-
zialprodukts10, 1934/38 hingegen nur mehr 1,3 %>; heute (1962) be-
trägt der Anteil des gesamten Kapitalexports — also auch des öffent-
lichen — durchschnittlich 1,1 % des Bruttosozialprodukts der kapita-
listischen Industrieländer, wobei der von den Entwicklungsländern 
aufgenommene Teil nur 0,6 % ausmacht; der Beitrag des Privatkapi-
tals für diese Länder ist sogar auf durchschnittlich 0,14 °/o des Brutto-
sozialprodukts der Industrieländer zusammengeschrumpft11. 

Die Dimensionen, die Verteilung und die Entwicklungstendenzen 
der gegenwärtigen Kapitalbewegungen mögen durch einige Zahlen-

8 Unter Entwicklungshilfe können eigentlich nur die öffentlichen Ka-
pitalübertragungen verstanden werden. Im allgemeinen Sprachgebrauch, 
aber auch in Statistiken und offiziellen Verlautbarungen werden ,Militär-
hilfe' und die privaten Direktinvestitionen hinzugerechnet. Für letztere 
übernimmt der Staat häufig — in der BRD zu fast 80 °/o — Garantien je 
nach der Höhe des politischen Risikos, wovon aber der kommerzielle Cha-
rakter dieser als Entwicklungshilfe ausgegebenen Transaktionen unbe-
rührt bleibt. Zur Terminologie vgl. etwa ,Deutsche Politik 1964', hrsg. v. 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 1965, S. 147: „Die 
Bundesregierung sieht unverändert in den privaten Investitionen die Form 
der Entwicklungshilfe, die ihren wirtschaftspolitischen Vorstellungen am 
nächsten kommt und die Wirtschaft des Empfängerlandes durch Intensi-
vierung des Partnerschaftsgedankens... besonders nachhaltig fördern 
kann." Vgl. auch Logue, R., Institutionen der wirtschaftlichen Auslands-
hilfe, in: Hdb. der Finanzwissenschaft, 39. Lfg. Tübingen 1963, S. 206/207 
Tab. 2, wo private Direktinvestitionen, Wertpapierkäufe etc. generell, ohne 
weitere Qualifikation, unter die Rubrik .Private Hilfe' subsumiert werden. 
Vgl. im übrigen zur begrifflichen Klärung: Billerbeck, K., Reform der 
Entwicklungshilfe, Hamburg 1961, S. 11 ff. 

9 Vgl. Sternberg, F., Der Imperialismus, Berlin (1926), S. 415 ff. 
10 Vgl. Zimmerman, L. J., and F. Grumbach, a.a.O., S. 6. 
11 U N - Department of Economic and Social Äff airs, I n t e r n a t i o -

n a l F l o w of long-term capital and official donations 1 9 6 0 - 1 9 6 2 , 
New York 1964, S. 15 Tab. 7. 
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angaben demonstriert werden. 1962 gingen von der gesamten Netto-
kapitalausfuhr der Industrieländer von 9,2 Mrd. Dollar rund 6 Mrd. 
in die Entwicklungsländer12. 1960 verteilte sich nach der Aufbrin-
gungsseite der damals etwas geringere Kapitalstrom in die Entwick-
lungsländer wie folgt: USA 68 °/o, Westeuropa 18 %>, Internationale 
Institutionen 5 % und zentralgelenkte Wirtschaftssysteme 4 °/ols. 
Letztere haben inzwischen einen höheren Anteil — etwa 15 °/o bis 
20 % — an den Gesamtübertragungen in die Entwicklungsländer 
erreicht14. 

Der Anteil des Privatkapitals am gesamten in die Entwicklungs-
länder geflossenen Kapital betrug 1955—1958 noch etwa 50 ®/o15, 1959 
und 1960 24% 1 6 und 1962 nur noch 21®/o17. Allerdings scheinen sich 
auf dem Gebiet des privaten Kapitalstromes seit 1963 Änderungen 
anzubahnen. Letzte UN-Veröffentlichungen sprechen von „einer 
signifikanten Erholung neuer privater Direktinvestitionen in den 
Entwicklungsländern"18. Wie immer man diese neuen, vielleicht als 
langfristige Trends sich herausstellenden Entwicklungen beurteilen 
mag, in den fünfziger Jahren war die Tendenz zu beobachten, daß die 
Investitionsaktivität des Privatkapitals weit mehr den industriali-
sierten oder rasch sich industrialisierenden Ländern galt, eine Ten-
denz, die der am Theorem vom tendenziellen Fall der Profitrate 
orientierten Imperialismustheorie widersprach. „Während die priva-
ten Direktinvestitionen der USA in den Entwicklungsländern sich in 
d e r . . . Periode 1951—1959 verdoppelten, verdreifachten sie sich in 
den entwickelten Ländern" 19. Fielen noch 1958 45 %> der gesamten 
privaten Auslandsinvestitionen auf die Entwicklungsregionen, so 
verringerte sich deren Anteil in der Periode 1959—1961 auf 36 °/o, 
was freilich nicht ausschloß, daß sich die Privatinvestitionen in Süd-
ostasien vervierfachten und in einigen Ländern des Nahen Ostens 
und in Südamerika erheblich anstiegen. Geht man weiter ins Detail, 

12 Ebenda, S. 1, 22 und 23 Tab. 11. 
13 U N - Department of Economic and Social Affairs, I n t e r n a t i o -

n a l F l o w of long-term capital and official donations 1 9 5 9 - 1 9 6 1 , 
New York 1963, S. 23 Tab. 23. 

14 Vgl. UN, International Flow 1960—1962, a.a.O., S. 31. 
15 U N - Department of Economic and Social Affairs, The I n t e r n a -

t i o n a l F l o w of private capital 1 9 5 6 — 1 9 5 8 , New York 1959, S. 9. 
16 UN, International Flow 1959—1961, a.a.O., S. 19 Tab. 7. 
17 UN, International Flow 1960—1962, a.a.O., S. 22, 23 Tab. 11. Diese 

Verschiebung zugunsten des öffentlichen Kapitalstroms ist nur partiell 
durch die zunehmende Hilfe aus dem Ostblock erklärlich: auch der An-
teil des Privatkapitals an den gesamten Kapitalübertragungen der west-
lichen Industrieländer hat sich bislang stetig verringert. (1956—1959 noch 
43 %>, 1962: 29 Vo und 1963: 28 °/o). Vgl. hierzu: Stjb. BRD 1964, S. 156* Tab. 
6 und Stjb. BRD 1965, S. 160* Tab. 6. 

18 Ebenda, S. 16; vgl. auch die neuesten Berichte der FAZ, wo die 
Tendenz des Privatkapitals, neuerdings vergleichsweise mehr — sowohl 
absolut als auch relativ zum öffentlichen Kapital — in den Entwicklungs-
ländern zu investieren, hervorgehoben wird: FAZ v. 26. Juli 1965 und 
FAZ v. 7. Oktober 1965. 

19 UN, International Flow 1959—1961, a.a.O., S. 37 (Ubers, d. Verf.) 
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werden die — notwendigerweise aus privaten Aktivitäten hervorge-
henden — ungleichmäßigen Verteilungsproportionen privaten Kapi-
tals noch auffallender. Von Jahr zu Jahr ungleichmäßiger werdend, 
belief sich in jedem der drei Jahre 1959 bis 1961 die Nettokapital-
einfuhr für mehr als die Hälfte der Empfangsländer auf weniger als 
10 °/o der gesamten privaten Kapitaleinfuhr, während auf nur vier 
Empfänger etwa die Hälfte der Gesamtkapitalzufuhr aus privater 
Hand entfiel. 

Was die Distribution der Direktinvestitionen in die verschiedenen 
Wirtschaftsbereiche anlangt, ist generell seitens des Privatkapitals 
nach wie vor eine starke Vorliebe für die extraktiven Industrien zu 
beobachten. So haben die USA — die mit Großbritannien zusammen 
drei Viertel des gesamten Kapitalexports in die Entwicklungsländer 
bestreiten und mithin auf dessen Gesamtstruktur einen maßgeblichen 
Einfluß ausüben — weit über die Hälfte ihrer Direktinvestitionen in 
der Öl- und der Bergbauindustrie gemacht. Klammert man noch die 
Sondersituation in Lateinamerika aus, wo der Anteil des auslän-
dischen Privatkapitals an der verarbeitenden Industrie mit 30 °/o ver-
gleichsweise hoch ist, so ergibt sich, daß zwei Drittel der amerikani-
schen Direktinvestitionen in Entwicklungsländern in der Erdölindu-
strie und ein Sechstel im Bergbau stattfanden, die verarbeitende 
Industrie jedoch in diesen Gebieten mit nur weniger als einem Zehn-
tel vertreten war 20. 

Auch bei dem aus langfristigen Krediten und Geschenken sich 
zusammensetzenden öffentlichen Kapital, das eigentlich unter ande-
rem die Funktion haben soll, die starken Schwankungen des privaten 
Kapitalexports aufzufangen und dessen ungleichmäßige, sich aus-
schließlich am Profit orientierende Distribution auszugleichen, läßt 
sich eine ähnlich disproportionale Verteilung feststellen. Welche 
Rolle hierbei politisch-strategische Ziele der kapitalistischen Staaten 
spielen und in welchem Grad das vorgebliche Ziel wirtschaftlichen 
Wachstums an Wichtigkeit verliert, zeigt sowohl die regionale Ver-
teilung der staatlichen Kapitalübertragungen als auch deren Zusam-
mensetzung. Typisch ist z. B., daß Südostasien mit 42 °/o der gesam-
ten Schenkungen und 50 % der gesamten öffentlichen Anleihen be-
sonders gut versorgt war, was fast ausschließlich aus den hohen Bei-
trägen resultiert, die die USA Südvietnam, Taiwan und Südkorea 
auf Grund von .special political ties' (so eine UN-Kommentierung) in 
Form von .Militärhilfe' zukommen ließen21. Außerdem wurde die 
Vergabe des öffentlichen Kapitals — wie eine UN-Kommission sagt 
— von .politischen Faktoren', wie etwa alte koloniale Bande (colonial 
ties) bestimmt, da die ehemaligen Kolonien, in denen immer noch 
beträchtliche private Kapitalanlagen von Ausländern sich befinden, 
heute noch wirtschaftlich durch zweiseitige Verträge stark ans Mut-
terland' gebunden sind. Die Bedeutung des in die Entwicklungslän-

20 Vgl. zur regionalen und branchenmäßigen Distribution: UN, Inter-
national Flow 1959—1961, a.a.O., S. 41—44, insbes. Tab. 17 und S. 56 ff. 

21 Vgl. UN, International Flow 1960—1962, a.a.O., S. 24 und S. 25 sowie 
Tab. 13. 
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der fließenden Kapitals für zusätzliche Importe und Investitionen — 
jetzt ganz abgesehen von seinen sonstigen ökonomischen und politi-
schen Implikationen, von denen noch zu sprechen sein wird — er-
hellt, wenn man seinen Anteil am gesamten Devisenaufkommen be-
trachtet; hierbei zeigt sich, daß durchschnittlich nur 20 %> — im 
Gegensatz zu den 80 % aus Exporterlösen — unmittelbar aus frem-
den Kapitalquellen kommen. Nicht uninteressant ist es, in diesem 
Zusammenhang hervorzuheben, daß dabei — wie Untersuchungen 
der Vereinten Nationen ergeben haben — in zwei Ländergruppen, 
in Westasien und Lateinamerika, in der Zeit von 1960 bis 1962 die 
Summe des Zustroms an privatem und öffentlichem Kapital je-
weils nur 54,5 % bzw. 70,5 °/o der Summe ausmachten, die priva-
ten ausländischen Kapitaleignern in Form von Zinsen und Divi-
denden zugute kamen22. Die Beobachtungen über einen längeren 
Zeitraum hinweg zeigen, daß dieses Verhältnis keine temporäre 
Schwankung ist, sondern daß vor allem durch Kapitaltransfers aus 
Erdölgewinnen in Venezuela und anderen Ländern Südamerikas 
einerseits, in Irak und Iran andererseits dieser Devisenabfluß ein 
langfristiges und stabiles Phänomen ist. In Lateinamerika ent-
sprachen in den Jahren 1956 bis 1962 9,2 Mrd. Dollar Kapitalzufluß 
(capital-inflow) 9,4 Mrd. Dollar Kapitalabfluß (capital-outflow). Für 
Westasien war in derselben Periode das Verhältnis von capital-
inflow zu capital-outflow 2,9 Mrd. zu 3,6 Mrd. Dollar23. Weiter 
zurückliegende Untersuchungen24 bestätigen diese Art von Kapital-
bewegungen als den gegebenen ökonomischen und politischen Ver-
hältnissen strukturinhärente Züge. 

Der reale Hilfseffekt der Kapitalbewegungen im allgemeinen läßt 
sich schwer einschätzen. Schon rein numerisch kann das viel beredete 
.Entwicklungshilfe'-Kapital kaum eine einschneidende Wirkung auf 
das wirtschaftliche Wachstum der Entwicklungsländer gehabt haben. 
Von den rund 110 bis 150 Mrd. Dollar, die nach Angaben verschie-
dener Experten25 in den Jahren 1950 bis 1960 in die Entwicklungs-
länder hätten fließen müssen, um bei realistisch eingeschätzten 
Sparquoten und Bevölkerungszuwachsraten in diesen Ländern einen 
jährlichen Prokopfeinkommenszuwachs von nur 2 % (der auch 
noch unter dem der Industrieländer liegt) zu erreichen, brachte die 
westliche Welt — der geringe Beitrag der kommunistischen Länder 
in dieser Periode fällt kaum ins Gewicht — durch staatliche und 
private Transaktionen sowie die Kreditgewährung der internationa-
len Finanzinstitute insgesamt maximal 50—55 Mrd. Dollar auf, also 

22 Vgl. UN, International Flow 1960—1962, a.a.O., S. 29; errechnet nach 
Tab. 16 und 17. 

23 Ebenda, S. 30 Tab. 18. 
24 UN Economic Council for Latin America, International Cooperation 

in a Latin-American Development Policy, New York 1954, S. 17. 
25 UN-Department of Economic Affairs, Measures for the economic 

development of under-developed countries, New York 1951, S. 76 Tab. 2 
und Baade, F., Zur Strategie der Entwicklungshilfe, in: Außenpolitik 
1964/4, S. 243 ff. 
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etwa ein Drittel des erforderlichen Minimalbeitrags26. Dazu kommt, 
daß die Bedeutung dieser Summe für das wirtschaftliche Wachstum 
der Entwicklungsländer noch zusätzlich dadurch vermindert wird, 
daß in ihr die Lieferung von Rüstungsgütern eingeschlossen ist, daß 
ihre politischen und ökonomischen Konsequenzen oft fragwürdig sind 
und daß ihr ein erheblicher aus privaten Anlagen resultierender 
Kapitalabfluß entgegensteht. 

Faßt man die Funktion des Kapitalexports für die westlichen In-
dustrieländer ins Auge, so wird man gerade angesichts der modernen 
kredit- und finanzpolitischen Möglichkeiten des Staates und ange-
sichts des relativ kleinen Anteils der ,Auslandshilfe' am Sozialpro-
dukt (in den USA durchschnittlich 1-2 %) kaum von einer unabweis-
baren Notwendigkeit des Kapitalexports reden können. Jedoch spie-
len neben den sich in den Vordergrund drängenden politischen Trieb-
kräften auch die ökonomischen Erfordernisse eine nicht zu unter-
schätzende Rolle. Gerade für die USA, dem weitaus größten Kapital-
exporteur, stellte sich nach dem Krieg das Problem, die durch die 
riesigen militärischen und rüstungswirtschaftlichen Anstrengungen 
geschaffenen Überkapazitäten auszunutzen und die in der Rüstungs-
industrie und in den Streitkräften Tätigen in zivile Produktionsbe-
reiche umzudirigieren27. Da die Inlandsnachfrage nicht in ausreichen-
dem Maße gesteigert werden konnte28, andererseits die potentiellen 
Importländer entweder durch den Krieg völlig verschuldet waren 
oder wie die Entwicklungsländer aufgrund ihrer ohnehin geringen 
Kaufkraft zum Import amerikanischer Waren aus eigener Kraft 
kaum in der Lage waren, mußten die USA, um eine ernste ökono-
mische Krise zu vermeiden, Kapital exportieren. War Europa bis 
etwa 1953 das Hauptziel der amerikanischen Kapitalexporte, so wur-
den seither die Entwicklungsländer mehr und mehr zum Haupt-
empfänger. 

Es handelte sich hier also nicht nur um einen ,amplifikativen' Ka-
pitalexport (E. Preiser), bei dem auf Grund höherer Kapitalerträge 
im Ausland das Volkseinkommen zwar steigt, aber die Gesamtbe-
schäftigung unverändert bleibt, sondern um einen ,sustentativen' 

26 Errechnet nach: Stjb. BRD 1964, S. 156* und 157* Tab. 6 und 7; vgl. 
UN-Department of Economic and Social Affairs, W o r l d E c o n o m i c 
S u r v e y 1 9 6 3 , New York 1964, S. 235, Tab. 8—15, wo die Gesamtsumme 
des in die Entwicklungsländer von 1951—1962 geflossenen Kapitals auf 
51 Mrd. Dollar geschätzt werden. Vgl. hierzu auch: Büchner, G., F. Deppe 
und K. H. Tjaden, Zur Theorie der sozioökonomischen Emanzipation von 
Entwicklungsgesellschaften, in: Das Argument 34/Juli 1965, S. 42. 

27 Vgl. etwa Rippy, F. J., Historical Perspective, in: Foreign Aid reexa-
mined, ed. by J. W. Wiggins and H. Schoeck, Washington D. C. (1958), 
S. 7 ff. 

28 Vgl. Hansen, A., America's Role in the world economy, London 1945, 
S. 190 „Es wird nicht leicht sein, für diese großen Summen von Erspar-
nissen in den USA Verwendung zu finden." Er empfiehlt die Erweiterung 
des Kapitalexports zur „Hilfe für die rückständigen Länder". Vgl. hierzu 
auch Varga, E., Grundfragen der Ökonomik und Politik des Imperialismus, 
Berlin 1955, S. 145 ff. 
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Kapitalexport, d. h. einen, der in Depressionen und Rezessionen 
zusätzliche Nachfrage und Beschäftigung und mithin eine für die 
Überwindung der Krisensituation wichtige zweifache Einkommens-
erhöhung bewirkt. „Der Kapitalexport wirkt als ,Lebensretter' in 
der Depression, und weil dies kein Zufall ist, sondern Ausdruck einer 
dem Wirtschaftssystem eigentümlichen Bewegungsform, stellt er 
ein sustentatives Element der kapitalistischen Wirtschaft dar" 29. Nur 
ein durch ,buy-American' Klauseln — eine im Laufe der Nachkriegs-
jahre mehr und mehr forcierte Auflage, das transferierte Kapital 
unmittelbar zum Kauf amerikanischer Waren zu verwenden — ge-
sicherter Exportüberschuß konnte das durch das Überwiegen von 
Ersparnissen über die Investitionen entstandene Beschäftigungsdefi-
zit decken. Nach Skizzierung dieses Grundschemas scheint noch ein 
Hinweis auf die Sekundärwirkungen, die ein Exportüberschuß her-
vorruft, angebracht. Wie eine Steigerung inländischer Investitionen 
verursacht auch ein Exportüberschuß multiplikative Effekte, wobei 
diese sich aus der konsumierenden Verwendung des durch den 
Exportzuwachs erzielten Mehreinkommens, der die Nachfrage nach 
heimischen Konsumgütern und damit auch die Beschäftigung und 
das Einkommen in der Konsumgüterindustrie anhebt, ergeben. Der 
Multiplikator, in diesem Falle der reziproke Wert der Grenzneigung 
zum Sparen und der Grenzneigimg zum Importieren, ist deshalb 
vergleichsweise groß, weil trotz erhöhter Bedürfnisse nach Konsum-
gütern die Grenzneigung zum Importieren durch protektionistische 
Zollpolitik — namentlich in den USA, aber auch in Westeuropa — 
künstlich sehr niedrig gehalten wird. Betrug der durch die ,Aus-
landshilfe' ermöglichte Warenexport 30—40 °/o des gesamten ameri-
kanischen Exports, so war umgekehrt der dadurch geförderte Import 
aus den Empfangsländern nahezu völlig unbedeutend30. 

Aus zwei Gründen spielte bei dieser Wirtschaftspolitik der öffent-
liche Kapitalexport eine bedeutende Rolle. Einmal war der Strom 
privaten Kapitals, vor allem in die Entwicklungsländer, zu schwach, 
um die unbedingt notwendige Exportförderung und die Ausweitung 
des Weltmarktes zu bewirken. Zweitens erweist sich der private 
Kapitalexport langfristig insofern als ungenügendes Instrument für 
eine konsequente Beschäftigungspolitik, als das investierte bzw. 
ausgeliehene Kapital über Zinsen, Dividenden und Amortisationen 
wieder in die heimische Volkswirtschaft zurückfließen muß, Inlands-
investitionen aber durch den tendenziellen Mangel an effektiver 
Nachfrage von Zeit zu Zeit problematisch werden und mithin die 
durch Kapitalexport induzierte Mehrbeschäftigung wieder auf das 
vorherige Maß zurückgeht. So ist langfristig nur der öffentliche, zins-
lose und nicht zurückzahlbare Kapitalexport, sozusagen eine dem 
binnenwirtschaftlichen ,deficit spending' ebenbürtige außenwirt-

29 Preiser, E., Kapitalexport und Vollbeschäftigung, in: Theorie der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, hrsg. v. K. Rose, Köln — Berlin 
1965, S. 288. 

30 Vgl. Kretzschmar, W., Auslandshilfe als Mittel der Außenwirt-
schafts- und Außenpolitik, München 1964, S. 66. 
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schaftliche Beschäftigungspolitiksl. Dabei werden die privatkapitali-
stischen Interessen keineswegs verletzt, im Gegenteil: Durch die Ver-
breiterung des Weltmarktes werden die Exportindustrien stimuliert, 
neue Absatzmärkte werden erschlossen, durch die über die Steuern 
von der Gesamtbevölkerung aufgebrachten Auslandshilfegelder kön-
nen einzelne Private ihre Renditen beziehen32, durch die mit dem 
öffentlichen Kapital gemachten infrastrukturellen Investitionen und 
die bei dieser Gelegenheit zwischen den Staaten abgeschlossenen 
Verträge zum Schutz des Privatkapitals können in den Entwick-
lungsländern auf Grund der dort gegebenen Faktorkombination ver-
gleichsweise hohe Profite gemacht werden. Verschiedene Wirtschafts-
zweige, wie etwa die Handelsschiffahrt oder die ständig überprodu-
zierende Agrarwirtschaft in den USA werden durch die Auslands-
programme außerordentlich stark subventioniert. Nicht zuletzt 
sichert sich die amerikanische Industrie über ihre Direktinvestitio-
nen neue Rohstoffquellen und strategische' Güter. 

Insgesamt wird man sagen können, daß der Kapitalexport auf 
Grund binnenwirtschaftlicher Umstrukturierungen nicht mehr in 
dem Maße für die Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft not-
wendig ist wie in der Zeit des klassischen Imperialismus. Gleichwohl 
kann der konjunkturelle Anstoß, den die Wirtschaft der kapitalisti-
schen Industrieländer durch den Kapitalexport in Entwicklungslän-
der erhält, in ökonomischen Krisensituationen für die Stabilisierung 
des Volkseinkommens von ausschlaggebender Bedeutung sein. 

III. 

Die öffentlichen Kapitaltransfers setzen sich aus grants (Geschen-
ke) und loans (Anleihen) zusammen. Überwogen in der ersten Phase 
des amerikanischen Auslandshilfeprogrammes, an dem die Entwick-
lungsländer allerdings nur zu einem geringen Prozentsatz teilhatten, 
Geschenke, so schoben sich im Laufe der fünfziger und Anfang der 
sechziger Jahre bei der amerikanischen ,Hilfe', aber besonders bei 
den an den ,Entwicklungshilfe'-Transfers sich beteiligenden Ländern 
Westeuropas immer mehr die langfristigen Anleihen in den Vorder-
grund 33. 

Um die politische Funktion und den Stellenwert der amerikani-
schen ,Auslandshilfe', die ja mit 70 °/o an der gesamten an die Ent-

31 Furth, J. H., Theorie und Politik der wirtschaftlichen Auslands-
hilfe, in: Hdb. der Finanzwissenschaft, Tübingen 1963, S. 161, weist darauf 
hin, daß — liegt die Beschäftigung im Inland unter der Maximalbeschäf-
tigung und wird die Auslandshilfe nicht steuerlich oder durch Steuer-
aufbringung aus sonst ungenutzten Mitteln finanziert — der expansive 
Beschäftigungseffekt größer als im Falle von auf das Inland beschränk-
ten öffentlichen Ausgabenprogrammen ist, da in diesem Fall zur vor-
handenen Inlandsnachfrage die Auslandsnachfrage hinzutritt. 

32 Kretzschmar, W., a. a. O., S. 70. 
33 Vgl. UN, International Flow 1960—1962, a. a. O., S. 27. 
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Wicklungsländer entrichteten ,Hilfe' teilhat und daher mit Vorrang 
behandelt zu werden verdient, zu ermessen, muß man sich zunächst 
klarmachen, daß 94 % der gesamten amerikanischen ,Auslandshilfe' 
in die Länder ging, mit denen die Vereinigten Staaten Bündnisver-
träge abgeschlossen hatten. Die wirtschaftlichen Schenkungen, die 
inklusive der Agrarüberschußlieferungen 1962 noch 61 % der gesam-
ten Entwicklungshilfe ausmachten, verpflichteten die Empfänger, 
„die Vereinigten Staaten oder andere Länder bei der Verfolgung 
gemeinsamer Ziele zu unterstützen"34. 

Schein und Wirklichkeit der Entwicklungshilfe, die sich bei den 
immerhin recht ansehnlichen Kapitalübertragungen allzuleicht ver-
mischen, können auseinandergehalten werden, wenn man zunächst 
die Proportion zwischen Wirtschafts- und Militärhilfe untersucht 
und den Vergabebedingungen bei den Krediten und deren realen 
Konsequenzen für die Entwicklungsländer nachgeht. 

Von den rund 43 Mrd. Dollar amerikanischer Auslandshilfe an die 
Entwicklungsländer seit Kriegsende bis 1962 waren 28 Mrd. für wirt-
schaftliche Förderungszwecke und rund 15 Mrd., also etwa 35 % der 
gesamten Kapitalübertragungen, für militärische Zwecke bestimmt. 
Bis 1960 aber war diese Proportionierung im Hinblick auf die wirt-
schaftliche Hilfe noch ungünstiger: In den fünfziger Jahren überwog 
meistens die ,Militärhilfe'. Das Auslandshilfeprogramm der USA im 
Finanzjahr 1958/59 etwa, das einen Gesamtbetrag von 3,9 Mrd. Dollar 
umfaßte, setzte sich wie folgt zusammen: 1,8 Mrd. ,militärische Hilfe', 
835 Mio. für die .Unterstützung der Verteidigungskraft' (wovon 70 % 
für Südkorea, Formosa, Südvietnam und die Türkei bestimmt 
waren), 847 Mio. für die ,Fonds für wirtschaftliche Entwicklung zur 
Gewährung von Anleihen an die unterentwickelten Länder', 200 Mio. 
für einen .Spezialfonds des Präsidenten für unvorhergesehene Fälle', 
162 Mio. .technische Hilfe' und 100 Mio. für .diverse UN-Program-
me'35. 1963/64 und 1964/65 dagegen verteilten sich die durchschnitt-
lich 3.6 Mrd. Dollar auf etwa 2,3 Mrd. Wirtschaftshilfe — worunter 
auch die .Wirtschaftshilfe zur Stärkung der Verteidigungskraft' sub-
sumiert wird — und etwa 1,3 Mrd. reine ,Militärhilfe'36. 

So hat ein Großteil der Schenkungen für die amerikanische Politik 
in zweierlei Hinsicht eine gute Funktion: einmal werden dadurch 
unter dem Deckmantel der generösen .Entwicklungshilfe'37 billige 
Hilfstruppen für weltstrategische Ziele der USA mobilisiert und der 
amerikanische Militärhaushalt wird erheblich entlastet38; zweitens 

34 Stjb. BRD 1964, S. 154* Anmerkung i zu Tab. 4. 
35 Archiv der Gegenwart, XXVIII Jg., 1958, S. 6902 A. 
36 Archiv der Gegenwart, 33. Jg., (1963), S. 10978 A und Archiv der 

Gegenwart, 34. Jg., (1964), S. 11458 B. 
37 Kretzschmar, W., a. a. O., S. 224, 225 „Man muß sich jedoch darüber 

im klaren sein, daß Auslandshilfe hier ganz schlicht als Mittel der Macht-
politik eingesetzt wird . . . und nicht als H i l f e im üblichen Sinne des 
Wortes." 

38 Vgl. hierzu etwa Neue Züricher Zeitung v. 26. 4. 1954 (Morgenaus-
gabe Nr. 996), wo die Stellungnahme eines Experten für derartige 
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können die diese Gelder empfangenden, ökonomisch abhängigen und 
oft korrupten Regierungen die nach gesellschaftlicher Emanzipation 
— die auch Nationalisierung ausländischen Privateigentums bedeuten 
würde — strebenden Kräfte entweder bestechen39 oder durch militä-
rische Repression in Schach halten40. 

Es gilt einzusehen, „daß eine Auslandshilfe, die freiheitliche Ein-
richtungen fördern will, indem sie zahlreiche Diktaturen unterstützt, 
um dem Kommunismus zu begegnen, tatsächlich der Idee freiheit-
licher Einrichtungen schweren Schaden zufügt. . ." ; in den meisten 
Fällen „kann man nicht nur behaupten, daß die amerikanische Aus-
landshilfe Regierungen länger an der Macht gehalten hat, als dies 
ohne die Auslandshilfe möglich gewesen wäre, sondern auch ver-
muten, daß sie diese Regierungen weniger reformbereit gemacht hat, 
indem sie sie vor der dringenden Notwendigkeit dieser Reformen 
durch die Gewährung von (Macht-)Mitteln schützte, die sie von der 
Unterstützung ihrer Bevölkerung weitgehend unabhängig werden 
ließen"41. Dieser Zug der Entwicklungshilfe' kann jedoch nicht 
adäquat als eine „Inkongruenz von Mitteln und Zielen (W. Kretzsch-
mar) begriffen werden. Es ist kaum anzunehmen, daß mit dieser 
Art .Entwicklungshilfe' ernsthaft die Etablierung demokratischer 
Verhältnisse und die wirtschaftliche Fortentwicklung zu erreichen 
wäre und nur durch die Mittel, dieses Ziel zu realisieren, auf Grund 
von Ungeschicklichkeit, unzureichender und unzutreffender Kennt-
nis der wirtschaftlichen und politischen Lage der Entwicklungsländer 
verhindert würde. Man sollte auch dem Spätkapitalismus soviel 
systemerhaltende Rationalität zumessen, daß generell seinen Mitteln 
auch langfristig seine objektiven Zwecke und Interessen entsprechen. 

Was die Vergabebedingungen und -praktiken der öffentlichen 
Kapitalhilfen zum Zwecke der Wirtschaftsförderung der Entwick-
lungsländer anlangt, so sind diese im allgemeinen — auf Differen-
zierungen in der Darlehnsart und ländermäßige Unterscheidungen 
kann hier nicht eingegangen werden — gekennzeichnet durch bank-
mäßige, marktwirtschaftlich orientierte Finanzierungsweise, wobei 
in der Regel die Vergabe von Mitteln an bestimmte Projekte gebun-
den ist, die nach rein privatwirtschaftlich interpretierten Rentabili-
täts- und Produktivitätsbegriffen ausgewählt werden; ferner durch 
fast marktmäßige Zinssätze (Durchschnitt 5 °/o) und vergleichsweise 
kurze Laufzeiten (Durchschnitt 15 Jahre). Zwar ist das deklarierte 
Ziel dieser Kredite, ,das wirtschaftliche Wachstum zu fördern', dies 

Probleme, des US-Admirals van Fleet wiedergegeben wird: „Asiatische 
Divisionen könnten erstens kleiner sein — rund 14 000 Mann — und 
zweitens würde ihr Unterhalt 25mal weniger kosten als der einer ame-
rikanischen Division. Außerdem würde durch solche asiatischen Divi-
sionen das kommunistische Argument des amerikanischen Imperialismus 
in Asien entkräftet . . . " 

39 Hierzu: Bronfenbrenner, M., The Appeal of confiscation in economic 
development, in: The Economics of underdeveleopment, ed. by A. N. Agar-
wala and S. P. Singh, New York 1963, S. 489. 

40 Siehe Details bei Lederer, W. J., A Nation of sheep, New York (1961). 
41 Kretzschmar, W., a.a.O., S. 225. 
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soll aber nach den Vorstellungen der Regierungen und auch der 
meisten Theoretiker ,im rauhen Wind' der marktwirtschaftlichen 
Bedingungen, denen Erziehungsfunktion zugeschrieben wird, statt-
finden. Dabei führt die Verbindung von eigenem Wirtschaftssystem 
und der Form der .Entwicklungshilfe' tendenziell dahin, daß „die 
Betonung der Marktwirtschaft als alleiniges Mittel zur Förderung 
der Wirtschaft in den Entwicklungsländern so stark (ist), daß man 
annehmen muß, daß die Anwendung dieses Instruments zum Selbst-
zweck wird"42. Obwohl die westlichen Industrieländer in den 
UNO-Debatten43 prinzipiell zugestanden haben, daß breite infra-
strukturelle Investitionen, welche nicht unmittelbar große Rückzah-
lungen in Form von hohen Zinsen und Amortisationen erlauben, 
notwendig sind, hat sich ihre Kreditgewährung bisher kaum an diese 
Erfordernisse gehalten. Deshalb ist die Verschuldung der Entwick-
lungsländer gegenwärtig auf 38 Mrd. Dollar44 angewachsen; immer 
größere Teile der laufenden Entwicklungshilfe' werden für den 
Schuldendienst verbraucht: „Gegenwärtig sind es 25 °/o, 1970 etwa 
33 % und 1980 schon 40 %>. Dabei sind die Leistungsverpflichtungen 
aus der privaten Entwicklungshilfe, also Verpflichtungen im inter-
nationalen Kapitalverkehr noch nicht berücksichtigt" 45. Während der 
jährliche Schuldendienst der Entwicklungsländer um 13% ansteigt, 
nehmen die jährlichen Exporteinnahmen um nur 4 % zu46. Neuer-
dings erst — unter dem Druck der Tatsachen — ist man geneigt, das 
aus dem privatwirtschaftlichen Bereich herstammende Vergabekri-
terium der einzelwirtschaftlichen Rentabilität, dann auch das aus 
den sog. finanzwissenschaftlichen Deckungsgrundsätzen — eine von 
den fortgeschrittenen Ökonomen kaum noch ernst genommene und 
in den westlichen Industriestaaten im großen und ganzen nicht mehr 
praktizierte Lehre47 — abgeleitete Produktivitätskriterium, das 
einen unmittelbaren Zuwachs zum Sozialprodukt als Bedingung 
einer Staatsanleihe macht, durch das Kriterium einer gesamtwirt-
schaftlich berechneten Schuldendienstfähigkeit des jeweiligen Ent-
wicklungslandes zu ersetzen48. Seit Gründung der IDA (Inter-
national Development Association) im Jahre 1960, einer Bank, die 
im Gegensatz zu fast allen anderen internationalen Finanzinstituten 
wie IBRD (International Bank of Reconstruction and Development = 
Weltbank), IADB (Inter-American Development Bank) u. a. Laufzei-
ten von bis zu 50 Jahren und einen Zinsfuß von nur % % hat, und 

42 Zimmermann, H., öffentliche Finanzhilfen an Entwicklungsländer, 
Berlin (1963), S. 13. 

43 Vgl. die Wiedergabe bei Zimmermann, H., a. a. O., S. 24 ff. 
44 Vgl. FAZ v. 1. Nov. 1965. 
45 FAZ v. 26. Juli 1965. 
46 Vgl. FAZ v. 24. Juli 1965. 
47 Vgl. hierzu Neumark, F., Grundsätze und Arten der Haushaltsfüh-

rung und Finanzbedarfsdeckung, in: Neumark, F., Wirtschafts- und Fi-
nanzprobleme des Interventionsstaates, Tübingen 1961, S. 122—215, und 
Lerner, A. P., Functional Finance and the Federal Debt, in: Readings in 
Fiscal Policy, ed. by A. Smithies and J. K. Butters, Homewood, 111. 1955. 

48 Vgl. Zimmenmann, H., a. a. O., S. 51 ff. 
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seit den neuen Entwicklungshilfeprinzipien der Kennedy-Admini-
stration scheint sich eine Änderung anzubahnen. Zuletzt wurde auch 
von der OECD allgemein als Ziel akzeptiert, „mindestens 80 %> ihrer 
Entwicklungshilfe als verlorenen Zuschuß oder aber als langfristige 
Kredite mit einer Laufzeit von 25 Jahren und mehr bei einem 
Höchstzins von 3 %> bei sieben tilgungsfreien Jahren einzuräumen"49. 
Inwieweit dieses Vorhaben, das auf eine gründliche Revision der 
bisherigen Entwicklungshilfepraxis hinausliefe, tatsächlich eingelöst 
werden wird, wird man — nicht ohne Skepsis — abwarten müssen. 

IV. 

Wie immer man den — im Vergleich zur Zeit vor 1914 durch den 
kleineren Anteil am Volkseinkommen, den geringeren Prozentsatz 
an den gesamten Nettoinvestitionen, der Richtung in entwickeltere 
Regionen etc. — veränderten Stellenwert der Auslandsinvestitionen 
für die Volkswirtschaften der westlichen Industrieländer beurteilen 
mag60, für die Entwicklung oder besser: für die Nichtentwicklung 
stagnierender Gesellschaften scheinen sie nach wie vor eine nicht zu 
unterschätzende Bedeutung zu haben. War die durchschnittliche 
Profitrate der englischen privaten, vor allem in den kolonialen Ge-
bieten gemachten Auslandsinvestitionen bis 1914 etwa 6°/o51, so lag 
die der USA 1961 bei durchschnittlich 10,7 °/o; die Gewinne in Asien 
und im Nahen Osten beliefen sich auf die respektable Höhe von 39 % 
bzw. 60 %. Auf der anderen Seite machen diese Investitionen nur 
7,2 %> der gesamten privaten Direktinvestitionen im Ausland aus. 
Die Gewinnhöhe der amerikanischen Direktinvestitionen in Kanada, 
die ein Drittel der gesamten amerikanischen Auslandsinvestitionen 
darstellen, betrug dagegen nur 5,8 % 5 2 . So scheinen die relativen 
quantitativen Rückgänge der privaten Kapitaltransaktionen in die 
Entwicklungsländer durch erhöhte Exploitationsraten kompensiert 
werden zu müssen. Wird heute noch vom ausländischen Privatka-
pital in den Entwicklungsregionen investiert, so vor allem aufgrund 
so großer durch ,monopolistic privileges' (M. Frankel) bedingter Ge-
winnvorteile, welche die der einheimischen (kapitalistischen) Wirt-
schaft durch Auslandsinvestitionen partiell entgehenden ,indirekten 
Entwicklungsvorteile' — ohne diese im gewissen Sinn infrastruktu-
rellen bzw. gesamtgesellschaftlich wirksamen Investitionen sind auch 

49 FAZ v. 24. Juli 1965. 
50 Vgl. etwa Myrdal, G., Internationale Wirtschaft, Berlin (1958), 

S. 123 ff., zuletzt hierzu: Frankel, M., Home versus foreign investment: 
a case against capital export, in: Kyklos. Vol. XVIII/1965, Fasc. 3, S. 411 
bis 433. 

51 Vgl. Cairncross, A. K., Home and foreign investment 1870—1913, 
Cambridge 1953, S. 180 ff. 

52 Vgl. US Department of Commerce, Survey of Current Business, 
August 1962, S. 22, 23 Tab. 2 und 4. 
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in den Entwicklungsländern auf die Dauer keine profitablen Rendi-
ten mehr möglich63 — weitaus zu kompensieren vermögen. 

„Privatinvestitionen werden nicht aus philanthropischen Gründen 
getätigt" heißt die gängige Rationalisierung gegenüber Bedenken, 
daß die in den Entwicklungsländern erreichten Profitraten kaum zur 
vorgeblich angestrebten Entwicklung beitragen können. Durch den 
wunderbaren Mechanismus der invisible hands jedoch sollen auch 
die Interessen der Anlageländer gefördert werden und zwar gro-
teskerweise jeweils im Maß der Rücksichtslosigkeit der durchge-
führten Investitionen. „Durch eine solche, rein privatwirtschaftliche 
(man könnte sagen ,egoistische') Kapitalexport-,Politik' wird letzt-
lich auch den übergeordneten Interessen des Kapitalexportlandes wie 
des Kapitalimportlandes am ehesten gedient"54. Wie die Sozialpart-
ner' in den .Mutterländern' sitzen auch hier wieder alle Beteiligten 
durch eine von kapitalistischer Ratio gestiftete Interessenkongruenz 
in einem Boot. In Vernachlässigung der — neben den oben genann-
ten Gründen — auch als Kompensation für die größeren Risiken be-
sonders hochgeschraubten Nettorenditen werden vor allem die .se-
gensreichen und befruchtenden' Auswirkungen dieser Spielart des 
Kapitalexports ins Feld geführt. „Obwohl das Ziel der Privatinvesti-
tion der Profit ist, bringt sie eine Reihe von sehr wertvollen Neben-
effekten . . . — wie etwa Berufsausbildung, Betriebsausstattung, Ex-
pertenerfahrung, Wohnsiedlungen, Erziehungsmöglichkeiten, Ge-
sundheitsprogramme und Beschäftigung mit sich"65. Wenn auch 
grundsätzlich die positiven Auswirkungen auf bessere Ausbildung, 
höhere und qualifiziertere Beschäftigung etc. nicht zu bezweifeln 
sind, so muß hier doch angemerkt werden, daß die Quantität dieser 
,by-products' in der Regel stark überschätzt wird. In einer Reihe 
neuerer wissenschaftlicher Untersuchungen ist die strukturelle Be-
grenztheit der Vorteile, die kapitalistische Privatinvestitionen Ent-
wicklungsländern zu bringen vermögen, zuverlässig nachgewiesen 
worden6a. 

An den Dimensionen der privaten Kapitalbewegungen lassen sich 
die offenkundigen Vorteile für die kapitalexportierenden westlichen 
Industrieländer bestimmen, wie schwierig es auch im einzelnen ist, 

53 Vgl. Singer, H. W., An example of new pragmatism: toward a 
theory of preinvestment, in: Singer, H. W., International development: 
Growth and Change, New York — Toronto — London 1964, S. 18—25; aus 
diesem Grund betonen etwa in den USA gerade die Konzerne die Not-
wendigkeit von Regierungshilfen für die Entwicklungsländer, um sich auf 
diese Weise der ,harmonious cooperation' die aufwendigen Kosten für 
die Schaffung von ,external economies' zu ersparen. Vgl. hierzu auch 
Baran, P. A., The political Economy of growth, New York 1962, S. 192. 

54 Guth, W., Der Kapitalexport in unterentwickelte Länder, Basel — 
Tübingen 1957, S. 60. 

55 World III, A Handbook on developing countries, ed. by A. Moyes 
and T. Hayter, New York 1965, S. 119. (Übers, d. Verf.) 

56 Vgl. hierzu etwa Singer, H. W., The Distribution of gains between 
investing and borrowing countries, in: American Economic Review, Vol. 
XL/1950 Papers and Proceedings, S. 473 ff., der auf den geringen ge-
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den aus Dividenden, Zinsen, Erlösen aus reinvestierten Gewinnen, 
repatriierten Auslandsguthaben und anderen — in den Statistiken 
nicht auftauchenden — Profiten sich zusammensetzenden Rückstrom 
privaten Kapitals in befriedigender Weise exakt quantitativ zu er-
fassen. A. G. Frank fand durch Addition des vom Department of 
Commerce angegebenen capital-outflow aus den USA und des capi-
tal-inflow in die USA, daß in der Zeit von 1950—1961 einem Kapital-
export von 13 Mrd. Dollar ein Kapitalimport von 23 Mrd. Dollar 
,entsprach', wobei besonders die Entwicklungsländer von diesem 
Mißverhältnis betroffen waren67. In Lateinamerika betrug der für 
private Direktinvestitionen bestimmte capital-inflow aus Nordame-
rika in der Periode von 1951—1961 5,5 Mrd. Dollar — die in dersel-
ben Zeit durch Dividende und andere Profite nach Nordamerika 
geflossene Summe belief sich dagegen auf 9,5 Mrd. Dollar68. In Bra-
silien allein kamen in der Zeit von 1950—1955 auf ausländische 
Nettoinvestitionen von 92 Mio. Dollar 635 Mio. Dollar Profite, von 
denen 313 Mio. reinvestiert wurden und die restlichen 322 Mio. ins 
Ausland — im wesentlichen in die USA — abflössen69. Als Gründe 
für diese Ausbeutungsverhältnisse führt eine UN-Kommission die 
geringe und nur wenig kostende Arbeitskraft in den Extraktionsin-
dustrien an, die zeitweilige Überbewertung der einheimischen Wäh-
rung sowie, „daß übertrieben hohe Profite aus einer monopolistischen 
Atmosphäre, die nicht ungewöhnlich in Lateinamerika ist, resultie-
ren können — was häufig der Fall ist — und aus ungewöhnlich libe-

samtwirtschaftlichen Kapazitäts- und Erschließungseffekt dieser Inve-
stitionen hinweist; zum Beschäftigungseffekt, zur besseren Fachausbil-
dung, den Wohnsiedlungen etc. besonders Baran, P., a.a.O., S. 177—200; 
ferner: Montaigu, G., Du colonialisme mercantile au ,Neo-colonialisme'. 
Les causes profondes du sous-dévelopment, in: Recherches Africaines, 
Conakry 1961/1, S. 4—31 und 1961/2 S. 3—24, wo die auslands- und in-
landsorientierten Direktinvestitionen in ihren Wirkungen auf das Ent-
wicklungsland geprüft werden; zur inlandsbezogenen Direktinvestition 
vgl. auch Jürgensen, H.: „So interessant die Wirkung solcher Kapitalim-
porte auf das Nettosozialprodukt des Kapitalexportlandes auch sein mag 
— nicht umsonst findet sie dort soviel Förderung — für die Entwicklung 
des inländischen Wirtschaftswachstums der Entwicklungsländer haben 
Verkaufsniederlassungen keine besondere Funktion." Vgl. seine Abhand-
lung: Die Funktion des Kapitalimports für die Entwicklungsländer, in: 
Schriften d. Ver. f. Sozialpolitik, NF Bd. 16, Berlin 1959, S. 53. 

57 Vgl. US-Department of Commerce, Survey of Current Business, 
Nov. 1954, S. 9, 13; August 1955, S. 18, 20; August 1957, S. 25; August 1959, 
S. 31; August 1961, S. 22, 23; August 1962, S. 22, 23; zit. bei Frank, A. G., 
On the Mechanisms of imperialism: the case of Brazil, in: Monthly Re-
view, Sept. 1964, S. 286. 

58 Comision Economica para Americo Latino, (UN), Hacia una dina-
mica del desarollo Latinamerico, Mar del Plata, Mai 1963, zit. nach Ga-
leano, E., The Alliance for Progress, in: Monthly Review, Nov. 1963, S. 369. 

59 UN-Department of Economic and Social Affairs, Foreign Private 
Investment in the Latin America free Trade Area, New York 1961, S. 12 
Tab. 6. 
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ralen speziellen Konzessionen, die einige unterentwickelte Länder 
ausländischen Unternehmen einräumen"60. 

In anderen Entwicklungsregionen und bei anderen Auslandsinve-
storen liegen die Dinge ähnlich. Über die Profite britischer Firmen — 
von denen manche in einer Zeitspanne von über 40 Jahren durch-
schnittliche jährliche Profitraten von 50 % erzielten — führt J. F. 
Rippy aufgrund einer Stichprobenuntersuchung im einzelnen aus: 
„1. Von mehr als 120 Gesellschaften... gelang es nur 10 nicht, einen 
durchschnittlichen jährlichen Gewinn von mehr als 10 % . . . in Bezug 
auf den Wert ihres Anteils zu machen und nur 17 konnten in den 
besten fünf Jahren keine Dividenden zahlen, die mindestens dem ein-
gesetzten Kapital äquivalent waren. 2. 70 Gesellschaften machten in 
fünf Jahren, in denen das Geschäft gut florierte, Gewinne, die mehr 
als doppelt so groß waren wie ihr eingesetztes Kapital, und . . . mehr 
als ein Viertel dieser 120 Gesellschaften erhielt das angelegte Kapi-
tal in einem einzigen Jahr oder noch schneller zurück; 3. die Ein-
künfte in den Jahren 1945—1950 zeigen, daß die Jahre der fetten 
Profite noch keineswegs vorüber sind"61. Besonders hoch sind die 
Monopolprofite in der von sieben Riesenkonzernen beherrschten 
Erdölindustrie: hierbei sind wiederum die im Ausland, also wesent-
lich in Venezuela, Irak, Iran und Saudi-Arabien gemachten Profite 
um ein vielfaches höher als etwa in den USA. „Eine amerikanische 
Gesellschaft — Standard Oil of California — allein zog 645 Mio. Pro-
fite aus ihren Anlagen in Asien in den Jahren 1948—1954. In einem 
Jahr, 1954, kamen auf eine Investition von 13 Mio. Dollar 117 Mio. 
Dollar Profite. Die Dividenden dieser einen Gesellschaft betrugen in 
diesen sieben Jahren 337 Mio. Zur selben Zeit stieg Californias Gut-
haben in Asien, das aus unverteilten Gewinnen zusammenkam, auf 
385 Mio. Dollar. So kommt auf jeden Dollar, den California inve-
stierte, ein inzwischen erworbenes Guthaben von 29,61 Dollar"62. 

Die Möglichkeit dieser hohen Gewinnsicherung ist vor allem durch 
die Fähigkeit der Monopolgesellschaften gegeben, die in den Roh-
stoffländern erwirtschafteten Profite und damit die f.o.b.-Preise so 
zu manipulieren, daß die von ihrer Höhe abhängigen Konzessionen 
und ,royalties' gegenüber den einheimischen Regierungen sehr nied-
rig sind. Der f.o.b.-Preis der aus den Entwicklungsländern exportier-
ten Rohstoffe wird so bestimmt durch zahlreiche, komplizierte Be-
rechnungen des jeweiligen nationalen Steuersystems, innergesell-
schaftlichen Geldvereinbarungen und Konzessionsverträge mit den 

60 Ebenda, S. 14 Anm. 25. 
61 Rippy, F. J., Background for Point Four: samples of profitable Bri-

tish investments in the underdeveloped countries, Journal of Business of 
the University of Chicago, (April 1953), zit. bei Baran, P. A., a.a.O., S. 228 
(Übers, d. Verf.). 

62 O'Conner, H., The Empire of Oil, New York 1955, S. 289; weitere 
Hinweise auf die Höhe der in Entwicklungsländern gemachten Monopol-
und quasi-kolonialen Extraprofite finden sich in: Baran, P. A., a. a. O., 
S. 163—248; Mandel, E., Traité d'Économie Marxiste, Tome II, Paris 1962, 
S. 68—125; Gustaffson, B., Fran Kolonialism Till Socialism, 2: a upplagen 
Stockholm 1965, S. 32—56 und S. 99—115. 
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jeweiligen, meist selbst korrupten Kompradorenregierungen. Da 
Produktion, Transport und Verkauf von ein und demselben Konzern 
oder einer eng verbundenen Gesellschaft durchgeführt werden, steht 
es den einzelnen Konzernen frei, ihre Profite dieser oder jener ihrer 
Auslandsfilialen oder Tochtergesellschaften zuzuteilen63. Die Mög-
lichkeit, die Herkunft der Gesamtprofite von internationalen Trusts 
im einzelnen aufzuschlüsseln, ist folglich sehr gering; die jeweilige 
Höhe der von Extraktionsunternehmen am Ort der Extraktion bzw. 
der Verarbeitung erzielten Profite kann keiner Statistik entnom-
men werden. 

Eine andere, noch groteskere Variante ausländischer Einflußnahme 
auf ökonomische Bereiche des Entwicklungslandes ist, daß Gewinne, 
welche ausländische Tochtergesellschaften ihren Zentralen überwei-
sen, zum Teil mit einheimischen Kapitalien erwirtschaftet sind. 
Durch Aufnahme von Anleihen von der brasilianischen Nationalbank 
in der Höhe von 47 °/o ihres für kommerzielle Zwecke vorgesehenen 
Kreditvolumens haben amerikanische Konzerne im Jahre 1961 Kon-
trolle über ganze Wirtschaftsbereiche gewonnen. Sie kauften fast die 
gesamte Baumwollernte auf, stapelten sie, um mit ihr zu spekulieren 
oder verliehen das Kapital weiter an Großhändler und unmittelbare 
Produzenten. Auf diese Weise wird der einheimische Markt ebenso 
wie der Exportmarkt unter Kontrolle gehalten und ansehnliche — 
durch Ausnutzung brasilianischen Kapitals eingebrachte — Gewinne 
werden nach den USA transferiert®4. 

Auch die neuerdings von einigen Staaten obligatorisch gemachten 
Reinvestitionen — in Ghana z. B. müssen 60 % der Gewinne reinve-
stiert werden — sind kein Allheilmittel gegen einen durch die 
Struktur der ausländischen Direktinvestitionen gegebenen Kapital-
abfluß. Ein für das wirtschaftliche Wachstum eines Entwicklungs-
landes sehr schädlicher ,Dekapitalisierungseffekt' tritt etwa dadurch 
ein, daß eine relativ kleine Investition bei entsprechender Gewinn-
akkumulation nach einer gewissen Zeit eine beträchtlich höhere in-
ländische Verschuldung gegenüber dem Herkunftsland der Investi-
tionen hervorruft. In dem Maße der Selbstfinanzierung durch sehr 
hohe Reinvestitionsquoten vergrößern sich die Währungsansprüche 
aus dem Ausland. Durch Kauf von Grundstücken und Baulichkeiten 
sowie durch Finanzierung des Betriebskapitals in Landeswährung, 
dem nur der Bezug von Maschinen und Lizenzen in Auslandswäh-
rung gegenübersteht, gewinnt „die Spannung zwischen initialer De-
viseninvestition und späterer Verschuldung (der Volkswirtschaft an 
die Devisenländer) rechnerisch ein erhebliches Gewicht"65. Ein z. B. 
in Brasilien durchgebrachtes, dieser Devisenauszehrung entgegen-

63 Vgl. Baran, P. A., a. a. O., S. 232 ff. 
64 Vgl. UN-Department of Economic and Social Affairs, Towards a 

new trade policy, New York 1964, S. 19; vgl. dazu Gustaffson, B., a.a.O., 
S. 106 (diese Passage ist auch teilweise übersetzt in: Kursbuch 2, August 
1965, hrsg. v. H. M. Enzensberger, S. 147—149). 

65 Giesecke, H., Industrieinvestitionen in Entwicklungsländern, Ham-
burg 1963, S. 25. 
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wirkendes Gesetz sieht vor, freien Gewinntransfer von bis zu 10 °/o 
auf die Beteiligung in Fremdwährung zu gestatten, nicht aber auf 
den Kapitalanteil, der durch Reinvestition geschaffen worden ist. 

Die Währungssituation der Anlageländer verschlechtert sich oben-
drein insofern, als die Auslandsniederlassungen gerade im Bereich 
der — z. B. in Lateinamerika relativ bedeutsamen — weiterverar-
beitenden Industrien einen vergleichsweise hohen Importbedarf ent-
wickeln, der — aufgrund der Bindungen zum Stammhaus, Abhängig-
keit von Ersatzteilen etc. — die in den Entwicklungsländern bereits 
bestehenden Bezugsmöglichkeiten vielfach ungenutzt läßt. 

Der Devisenriicktransfer auf Beteiligungskapital wird in konjunk-
turellen Schwächeperioden insofern um so gravierender empfunden, 
als dann durch plötzliche, größere antizyklische Kapitalabzüge die 
ohnehin kritische Situation noch verschärft wird. Bedenkt man wei-
ter, daß die für die Binnenkonjunktur wichtige Währungslage der 
Entwicklungsländer wesentlich von den Weltmarkterlösen für die 
wenigen Exportprodukte bestimmt wird und zudem die Rohstoff-
preise bereits ohne Konjunkturrückgänge in den Abnehmerländern 
unter ständigem Preisdruck stehen, so kann man die durch auslän-
dische Aktivitäten entscheidend mitbestimmte Labilität dieser Wirt-
schaftsposition ermessen. 

Es gehört sicherlich allerhand ideologisches Bewußtsein dazu, die 
vielen auf der Hand liegenden Nachteile — gegenüber den geringen 
und äußerst problematischen ,Vorteilen'66 — der privaten auslän-
dischen Direktinvestitionen in den Entwicklungsländern zu über-
sehen oder sie der ,mangelnden Weisheit' und dem ,manchmal unfai-
ren Profitstreben' der Konzerne zuzuschreiben67. 

Außerordentlich hohe Profite, Monopolisierung ganzer Marktbe-
reiche, Konzentration auf besonders profitable Branchen — Investi-
tionen, die nur im geographischen Sinn Auslandsinvestitionen sind, 
sonst aber in ihrer Funktion und Nützlichkeit eine Komplementär-
investition zur eigenen entwickelten Industrie darstellen68 — der 
damit bedingte ,unbalanced growth' der Volkswirtschaften, eine 
weitgehende Fortsetzung der alten monokulturellen, wachstumshem-

66 Siehe S. 188, Anm. se. 
67 Vgl. etwa: Wilbrandt, H., Agrarfragen im Rahmen der Entwick-

lungsförderung durch Hebung der Einfuhr aus den Entwicklungsländern, 
in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Heft 9 1962, S. 64 und Foreign invest-
ment in economically underdeveloped countries, ed. by International 
Confederation of Free Trade Unions, Brüssel 1959, S. 74. 

68 Hierzu besonders: Singer, H. W., The Distribution of gains between 
investing and borrowing countries, a. a. O., S. 475 „Ich würde annehmen 
— wenn der gewöhnliche ökonomische Test für die Wirksamkeit von 
Investitionen der Multiplikatoreffekt in bezug auf Einkommen, Beschäfti-
gung, Kapital, technisches Wissen und Wachstum der .external economies' 
ist —, daß dann eine große Anzahl von in den Entwicklungsländern un-
ternommenen Investitionen, die wir gewöhnlich als ,Auslandsinvestitio-
nen' betrachten, tatsächlich richtiger als eigene, ausschließlich den indu-
strialisierten Ländern zugute kommende Investitionen angesehen wer-
den sollten." (Übers, d. Verf.) 
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menden Wirtschaftsverfassung, die starke Abhängigkeit von Schwan-
kungen auf dem Weltmarkt, die beide eine Fortentwicklung der Ge-
samtwirtschaft auf ein höheres Niveau geradezu unmöglich machen69, 
indirekte Dekapitalisierung durch Devisenabfluß von durch Reinve-
stitionen erwirtschafteten Gewinnen, anti-zyklische Kapitalabzüge 
in den leichtesten Krisenperioden — dies alles sind Elemente aus-
ländischer, privater Kapitaltransaktionen, die mehr oder minder 
strukturbedingt sind und die nach wie vor zu den wesentlichsten 
Barrieren für eine wirtschaftliche und soziale Verbesserung der Lage 
der Entwicklungsländer zählen. 

V. 

Entgegen den vor allem das Realisationskrisentheorem akzentuie-
renden Imperialismustheorien spielen die nicht oder nur schwach 
kapitalisierten Länder als Handelspartner seit dem 2. Weltkrieg eine 
zunehmend untergeordnete Rolle. Drei Momente, welche alle in ge-
wisser Weise Resultat kolonialistischer Politik und andererseits Aus-
druck eines neuen Abhängigkeits- und Übervorteilungsverhältnisses 
sind, scheinen für die Lage der Entwicklungsländer von strategischer 
Bedeutung zu sein. Einmal ist der starke Rückgang des Anteils der 
Entwicklungsländer am Welthandel als langfristiger Trend zu beob-
achten; zweitens ist die Export- und Importquote, d. h. das Verhält-
nis des Wertausdrucks ihrer Außenhandelsvolumen zu ihrem Sozial-
produkt vergleichsweise hoch; drittens ist das Warentauschverhältnis 
zwischen den Industrieländern und den Entwicklungsländern durch 
die langfristige Verschlechterung der terms of trade für die Entwick-
lungsländer gekennzeichnet, die freilich mit der kaum sich wandeln-
den Export- und Importstruktur dieser Länder in engem Zusammen-
hang steht. 

Stieg der Anteil des Exports — für das Importvolumen gilt nahezu 
die gleiche Relation — der westlichen Industrieländer am Weltexport 
von 1950 bis 1963 von 60 % auf 67 %, so steht dem der Rückgang des 
Anteils der Entwicklungsländer von 32 °/o auf 20 °/o gegenüber7fl. 
Dabei ist die Richtung der Exporte bedeutsam: geht der Hauptteil 
der Exporte in zunehmendem Maße (1962 schon 72 %) in die west-
lichen Industrieländer, so verliert der ohnehin schon relativ kleine 
Teil der Exporte der Industrieländer für die Entwicklungsländer an 
Bedeutung (1950: 29%; 1962: 23 %)71. Dieser in vielen anderen Be-
ziehungen im einzelnen gut zu belegende Sachverhalt der abneh-
menden relativen Bedeutung der Entwicklungsländer sowohl als 
Exporteure wie auch als Importeure im Gegensatz zu den intensivier-
ten Handelsbeziehungen der Industrieländer untereinander liegt 

69 Vgl. Nurkse, R., Problems of capital formation in underdeveloped 
countries, Oxford 1953, S. 20—24. 

70 UN, Statistical Yearbook 1964, New York 1965, S. 464, 465 und UN, 
World Economic Survey 1963, a. a. O., S. 4. 

71 UN, World Economic Survey 1963, a. a. O., S. 10 Tab. 1—8. 
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einmal an der durch geringe Produktivität bedingten niedrigen Kon-
sum- und Kaufkraft der Entwicklungsländer, zum anderen an der 
veränderten Situation in den westlichen Industriestaaten. Der durch 
den 2. Weltkrieg vorbereitete Nachholbedarf schuf dort einen ver-
gleichsweise breiten Markt. Hinzu traten die durch die Erschütterun-
gen der kapitalistischen Systeme notwendig gewordenen ,marktkon-
formen' und konjunktursteuernden Interventionen des Staates, der 
durch Vollbeschäftigungspolitik, Erhöhung der Investitionsanreize 
und Übernahme von Unternehmerfunktionen effektive Nachfrage 
produzierte' und somit den tendenziellen und strukturellen Unter-
konsumtionskrisen mit allen Mitteln entgegentrat. So hängt der 
Bedeutungsschwund der Entwicklungsländer für die Bewältigung 
der ökonomischen Situation im kapitalistischen System unmittelbar 
mit der Konsoldierung und Regeneration der spätkapitalistischen 
Verhältnisse nach dem 2. Weltkrieg zusammen. Das heißt nun wie-
derum nicht, daß damit alle Abhängigkeitsverhältnisse aufgehoben 
sind und daß die Entwicklungsländer nicht auch ihren .Entwicklungs-
beitrag' zu der Festigung kapitalistischer Verhältnisse leisten. Die 
Abhängigkeit spiegelt sich vor allem in der hohen Export- und Im-
portquote der Entwicklungsländer wider; der wertmäßige Anteil 
ihres Außenhandels am Sozialprodukt betrug 1960 34 %>, während im 
Gegensatz dazu der gleiche Anteil bei den ohnehin stabilere Außen-
handelsstrukturen aufweisenden Industrieländern 18% ausmachte72. 
So scheinen die alten imperialistischen Beziehungen, die wesentlich 
dadurch bestimmt waren, daß der hochentwickelte Kapitalismus 
die schwach entwickelten Regionen für seine Reproduktion unbedingt 
benötigt, spezifisch neue Gestalt zu gewinnen: die Abhängigkeitsver-
hältnisse haben sich im Gefolge der imperialistisch-ausbeuterischen 
Politik der westlichen Industriestaaten zuungunsten der Entwick-
lungsländer vereinseitigt. Könnten sich die kapitalistischen Länder 
gegenwärtig möglicherweise auch notfalls selbständig reproduzieren, 
so vermögen die Entwicklungsländer das nicht mehr, solange ihre 
imperialistisch induzierte monokulturelle Wirtschafts- und Handels-
verfassung besteht. Diese durch den Entwicklungsprozeß von der 
anfänglich bloß politischen, dann mehr und mehr zur ökonomischen 
(und damit freilich wiederum zur politischen) Abhängigkeit gewen-
deten Beziehungen können die Industriestaaten — ob sie es struk-
turnotwendig müssen oder nicht, mag dahingestellt sein — weidlich 
ausnutzen, ökonomisch können sie nun über den scheinbar gerechten 
Preismechanismus des Weltmarktes die Bedingungen bestimmen, 
unter denen sie in Handelsbeziehungen mit den Entwicklungsländern 
treten möchten. Diese ohnehin vorgängige strukturelle Unterlegen-
heit der Entwicklungsländer wird noch forciert und ergänzt durch 
ein System handels- und zollpolitischer Maßnahmen von Seiten der 
Industrieländer, das partiell freihändlerisch, partiell protektioni-
stisch die fundamentale Ungleichheit der miteinander in Beziehung 
tretenden Parteien offenbar nur verstärkt. 

72 UN, Statistical Yearbook 1964, a.a.O., S. 464, 465 und UN, World 
Economic Survey 1963, a. a. O., S. 19. 




